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Geodäsie, Kataster und Immobilienpreise – 
dringende Herausforderungen in Deutschland 

Die gesellschaftliche Diskussion über Wohnraum und Immobilienpreise war in Deutschland nie lauter 
als  heute – und nicht nur hier: Auf der kürzlich in Kapstadt stattgefundenen FIG Working Week 
(25. – 28. 5. 2026) waren Immobilien, Kataster und Klimawandel Gegenstand vieler Vorträge. Die Trigger-
punkte sind: CO2-Reduktion im Gebäudebestand, Schutz vor klimabedingten Extremereignissen, Wohn-
raummangel in Städten bei gleichzeitiger Überversorgung im ländlichen Raum – und die Frage der 
Bezahlbarkeit all dessen. Diese Fragen sind zutiefst räumlich und setzen belastbare Daten voraus, die 
auf deutscher Bundesebene systematisch fehlen.
In Deutschland sind wir mit dem System aus Kataster und Geoinformationen eigentlich gut aufgestellt 
– es fehlt aber an bundesweiter Nutzbarkeit. Der Immobilienmarkt bleibt strukturell intransparent: Es gibt 
keine gesetzliche Mietpreissammlung, obwohl mehr als die Hälfte der Deutschen zur Miete wohnt. 
„Share Deals“ werden ohne Notarvertrag abgeschlossen und tauchen in keiner Kaufpreissammlung auf 
– ihr Umfang ist unbekannt. Die Kaufpreissammlungen der Gutachterausschüsse sind fragmentiert, 
wichtige Wertermittlungsdaten fehlen oft.

Dabei ist der Immobilienmarkt der größte Vermögensmarkt Deutschlands: 8 Billionen Euro Immobilienvermögen privater 
Haushalte, rund 800 000 notarielle Kaufverträge jährlich, Transaktionsvolumina von mehr als 300 Milliarden Euro in Boom-
jahren, ein hypothekarisch gesicherter Kreditbestand der Banken von über 1,5 Billionen Euro. Transparenz ist in diesem 
Markt kein Komfort – sie ist eine Frage der Marktgerechtigkeit und Voraussetzung für verlässliche Kreditvergabe, sachge-
rechte Besteuerung und evidenzbasierte Wohnungspolitik.
Das Liegenschaftskataster bildet die institutionelle Grundlage, auf der Immobilientransaktionen aufsetzen. Eigentums
grenzen, rechtliche Lasten, Grundbucheintragungen – hinter jedem Kaufvertrag und jeder Verkehrswertermittlung stehen 
Informationen, deren Verlässlichkeit das Kataster gewährleistet. Diese institutionelle Infrastruktur ist im internationalen Ver-
gleich nicht selbstverständlich.
Deutschland verfügt mit ALKIS, einem flächendeckenden System von Gutachterausschüssen mit gesetzlicher Kaufpreis-
sammlung und bundesweiten Bodenrichtwerten über BORIS über eine leistungsfähige Infrastruktur – und belegt dennoch 
im JLL Global Real Estate Transparency Index nur Rang 10. 16 Bundesländer führen ihre Kataster- und Kaufpreissysteme 
nach eigenen Regeln, ohne automatischen bundesweiten Datenaustausch. Diese Infrastruktur wird systematisch unter ihrem 
Potenzial genutzt.
Ein internationaler Rahmen, der Kataster und Bewertungsinformation systematisch verknüpft, ist das Land Administration 
Domain Model (LADM, ISO 19152). Das konzeptionelle Fundament legte der dänische Geodät Stig Enemark – FIG-Präsident 
von 2007 bis 2010 – mit seinem Paradigma der integrierten Landverwaltung aus Bodenrechten, Bodenwerten und Boden-
nutzungsplanung (2005); die niederländischen Geodäten Christiaan Lemmen (ITC Twente) und Peter van Oosterom (TU Delft) 
entwickelten darauf aufbauend das technische Modell, das 2012 ISO-Norm wurde. Die Erweiterung ISO 19152-4:2025 
integriert erstmals Transaktionspreise und ermittelte Immobilienwerte und macht sichtbar, was in Deutschland fehlt: die 
strukturierte Verknüpfung von Katasterdaten und Marktinformationen.
Die Digitalisierung zeigt, wohin die Reise gehen muss. Die Verknüpfung von Katasterdaten, Bodenrichtwerten und Kauf
preisen schafft Grundlagen für Transparenz, die heute noch nicht eingelöst wird. Die BauGB-Novelle 2026 ist das aktuelle 
politische Fenster: Eine Bundesgeschäftsstelle der Gutachterausschüsse, eine gesetzliche Mietpreissammlung, ALKIS als 
bundeseinheitliche Integrationsschicht – Voraussetzungen für eine handlungsfähige Wohnungs- und Bodenpolitik.
Der Referentenentwurf „Gesetz zur Modernisierung des Städtebau- und Raumordnungsrechts“ (BMWSB, 1. April 2026) trägt 
dem nur begrenzt Rechnung. § 192 Abs. 1 BauGB benennt Markttransparenz erstmals als gesetzliches Ziel der Gutachter-
ausschüsse – das ist positiv. Was fehlt, wiegt aber sehr viel schwerer: Share Deals bleiben in § 195 BauGB unberücksichtigt, 
eine gesetzliche Mietpreissammlung ist nicht vorgesehen, eine Bundesgeschäftsstelle der Gutachterausschüsse ebenfalls 
nicht.
Ich wünsche der Leserschaft eine anregende Lektüre – und ein wenig von der Ungeduld, die entsteht, wenn man Deutsch-
land von außen betrachtet.
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